
Antrag 

des Abgeordneten Mag. Helmut Hofer-Gruber gemäß § 32 LGO 2001 

betreffend: "Unternehmerisches Denken statt Bürokratie - Rechtssicherheit für 
Regionalläden" 

 

Nicht nur die Zeitschrift "NÖ-Gemeinde-Kommunalinfo" hat zuletzt in der Ausgabe vom Februar 
2021 die Bedeutung von Regionalläden als Möglichkeit der Selbstvermarktung für bäuerliche 
Betriebe und Nahversorgung für unsere Landesbürger_innen als einfache und kundenfreundliche 
Einkaufsmöglichkeit für regionale Produkte erkannt.  

In der Praxis sind diese Selbstvermarktungs-Modelle aber in mehreren Bundesländern 
zunehmend mit Problemen konfrontiert. 

Es gilt Anrainer_inneninteressen zu schützen, bürokratische Hürden zu überwinden und 
gleichzeitig, im Sinne möglichst freien unternehmerischen Denkens, hier Voraussetzungen zu 
schaffen, die Rahmenbedingungen hinsichtlich Warenangebots, Produktausweisungen, 
Hygienebestimmungen und Öffnungszeiten so regeln, dass dieses zukunftsträchtige 
Geschäftsmodell - gerade im ländlichen Raum - auf eine fundierte, rechtlich abgesicherte Basis 
gestellt werden kann. 

 

Wenn wir einerseits regionale Vielfalt in der Direktvermarktung sicherstellen wollen und 
andererseits Klagsdrohungen, wie sie im Burgenland. in Kärnten und zuletzt auch in 
Niederösterreich bereits im Raum stehen vermeiden wollen, ist hier die Landesregierung 
gefordert. 

 

 

Der Gefertigte stellt daher den 

Antrag: 

 

Der Hohe Landtag wolle beschließen: 

 

„Die Landesregierung wird aufgefordert eine entsprechende Informationsstelle einzurichten, die 
als erste Anlaufstelle, im Sinne eines "One-Stop-Shops" alle Informationen hinsichtlich Errichtung 
und Betriebs solcher Direktvermarkter/Selbstbedienungsläden für alle potentiellen 
Betreiber_innen bereit hält und interessierten Unternehmer_innen mit juristisch fundiertem Rat zur 
Seite steht, sowie sich dafür einsetzt eine konsumentenfreundliche rechtliche Verankerung dieser 
Vertriebsform zu erwirken." 

 

Der Herr Präsident wird ersucht, diesen Antrag  dem Wirtschafts- und Finanz-Ausschuss zur 
Vorberatung zuzuweisen. 
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